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Präambel 

Gott hat die Erde gut geschaffen und den Menschen anvertraut mit dem Auftrag, sie zu 
bebauen und zu bewahren (nach 1. Mose 2). Damit ruft er uns in die Verantwortung für 
unsere Mitwelt und die nachfolgenden Generationen. Wir dürfen die natürlichen Ressourcen 
nutzen, haben sie aber zugleich als Gottes Schöpfung zu ehren und zu bewahren. 

Doch das Verhältnis zwischen Nutzung und Bewahrung ist längst aus der Balance geraten. 
Die Grenzen des Wachstums sind erreicht, und wir müssen so schnell wie möglich zu einer 
nachhaltigen Lebensweise zurückfinden, die ökologische Grenzen achtet. Dafür brauchen wir 
Regeln. 

Wir sind überzeugt: Verzicht ist notwendig. Denn grenzenloser Verbrauch von Ressourcen 
zerstört die Lebensgrundlagen aller Menschen und widerspricht dem biblischen Ruf zu 
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung. Darum gilt auch uns die Mahnung zur 
Umkehr. 

Der Kirchenkreis nimmt seine Verantwortung wahr und setzt sich für eine institutionell 
gewollte und konzeptionell koordinierte Förderung des Klimaschutzes in der Kirche ein. Aus 
dieser Verantwortung resultiert das vorliegende Klimaschutzkonzept. 

Wir folgen damit auch rechtlichen Vorgaben, insbesondere dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Klimaschutz vom 24. März 2021 und dem Klimaschutzgesetz 
der Landeskirche Hannovers vom 1. Dezember 2023 (Ziel: Treibhausgasneutralität bis 
spätestens 2045). 

Klimaschutz ist als übergeordnetes Ziel bei allen Entscheidungen des Kirchenkreises 
Lüneburg zu berücksichtigen. 

Der Klimaschutz wird als übergeordnete, gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden – 
insbesondere im Hinblick auf die Generationengerechtigkeit – und bei allen Entscheidungen 
auf Kirchenkreis- und Kirchengemeindeebene als Querschnittsaufgabe (also als 
übergreifende Aufgabe, die alle Bereiche der Kirche durchdringt) verstanden und 
berücksichtigt. Dieser Grundsatz gilt für alle vier Teile dieses Konzepts. 

Das Klimaschutzkonzept gliedert sich – gemäß der Vorgabe der Landeskirche Hannovers – in 
die folgenden vier Teile: 

1. Energie 
2. Mobilität 
3. Land 
4. Strom 
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Teil 1: Energie 

Energiemanagement für Gebäude 

1. Ziele 

1.1  Sämtliche Treibhausgasemissionen aus dem Betrieb von Gebäuden werden – gemessen 
am Basisjahr 2023 – bis zum 31.12.2035 um mindestens 80 % reduziert. 

1.2  Sämtliche Treibhausgasemissionen aus dem Betrieb von Gebäuden werden bis zum 
31.12.2040 auf null reduziert. 

1.3  Auch nach Erreichen der Netto-Treibhausgas(THG)-Neutralität wird der Kirchenkreis 
Lüneburg in seinem Engagement nicht nachlassen; vielmehr wird darüber hinaus das Ziel 
verfolgt, die Klimabilanz weiter zu verbessern und einen klimapositiven Status zu erreichen – 
nicht zuletzt, um sich der Verantwortung für die Emissionen des Kirchenkreises seit Beginn 
der Industrialisierung zu stellen. 

2. Bestandserfassung 

Alle kirchlichen Gebäude sowie alle Gebäude im nichtkirchlichen Eigentum, die zu kirchlichen 
Zwecken genutzt werden, sind Gegenstand des Bilanzierungsrahmens1 und der 
Bestandserfassung. Folgende Gebäudekategorien bilden die Grundlage für die 
Bestandserfassung: 

I. Sakralgebäude 

II. Pfarrhäuser / Pfarrdienstwohnungen 

III. Gemeindehäuser 

IV. Kirchenkreisgebäude 

V. Sonstige Gebäude 

2.1 Daten aus dem Gebäudemanagement des Kirchenkreises 

Für die Kerngebäude kirchlicher Arbeit ist im Gebäudebedarfsplan eine Bewertung im 
Ampelsystem erfolgt.2 Die Bewertung dient der Optimierung und Anpassung des 
Gebäudebestandes an den tatsächlichen Bedarf. Die Veränderung des Gebäudebestands und 
der Nutzung ergibt sich ebenfalls aus der Dokumentation des Gebäudebedarfsplans. 

Für die genannten Gebäude wurden sämtliche Daten, die für die Gebäudebedarfsplanung 
notwendig sind, im Rahmen des Gebäudemanagements erfasst.3 Sollten die Inventare der 
technischen Gebäudeausstattung noch nicht erfasst worden sein, werden folgende Daten 
erhoben: 

 
1Derzeit wird dazu im Landeskirchenamt ein „Leitfaden zur Gebäudetaxonomie“ erarbeitet 
(lt. Landeskirchenamt). 
2Das Gebäudemanagement des Kirchenkreises sollte viele wichtige Gebäudedaten bereits 
erfasst haben, die auch für das Energiemanagement wichtig sind. Sie werden hier unter 2.1 
zusammengefasst. 
3Derzeit wird dazu im Landeskirchenamt eine „Richtlinie Datenerfassung 
Gebäudemanagement“ erarbeitet. 
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I. Wärmeerzeugungsanlagen inkl. Blockheizkraftwerke (Baujahr, Energiequelle, 
Leistung) sowie Art der Wärmeübertragung (Luft, Wasser, Flächenheizung, 
Radiatoren, Konvektoren); 

II. solarthermische Anlagen (Vakuumröhren- oder Flachkollektoren, Fläche); 

III. raumlufttechnische Anlagen (Baujahr, Leistung, heizungsunterstützend ja/nein); 

IV. Angaben zu Zählern und Verbrauchern: Zählernummer, Marktlokation, Messlokation 
(den Rechnungen zu entnehmen) sowie eindeutige Zuordnung von Zählern zu 
Gebäuden bzw. Gebäudeteilen. 

2.2 Verbrauchsdaten für Wärme und Strom 

Siehe Energiemonitoring unter 3.4. 

3. Maßnahmen zur Zielerreichung 

3.1  Der Kirchenkreis übernimmt über das Kirchenamt bzw. die Stabsstellen die 
Verantwortung für die Erstellung einer Energie- und Treibhausgasbilanz nach den Maßgaben 
der Landeskirche (siehe Kapitel 4). Diese Kirchenkreisbilanz wird Teil der landeskirchlichen 
Bilanz. 

3.2  Mit der Erarbeitung eines Energiemanagement-Konzepts werden die Stabsstellen 
(Klimaschutz und Gebäudemanagement) sowie der von der Kirchenkreissynode 
einzusetzende Ausschuss für Klimaschutz und der bestehende Ausschuss für 
Gebäudemanagement beauftragt. Grundlage des Energiemanagementkonzepts ist das 
Klimaschutzgesetz der Landeskirche. Die Umsetzung erfolgt durch das Kirchenamt und die 
Kirchengemeinden. 

Der Entwurf des Energiemanagementkonzepts inklusive der Benennung der baulichen bzw. 
energetischen Maßnahmen wird bis zum 31.12.2026 erarbeitet. Er wird vom 
Kirchenkreisvorstand in seiner ersten Sitzung 2027 vorläufig in Kraft gesetzt und der 
darauffolgenden Kirchenkreissynode zur Beschlussfassung vorgelegt. 

3.3  Das Kirchenamt bzw. die genannte Stabsstelle übernimmt die Controlling-Funktion für 
das Energiemanagementkonzept (siehe Kapitel 4). 

3.4  Kirchengemeinden und Kirchenkreis betreiben ein Energiemonitoring.4 

3.4.1  Jeder kirchliche Gebäudeeigentümer benennt eine Energiebeauftragte bzw. einen 
Energiebeauftragten (z. B. eine Person aus dem Gebäudeausschuss oder eine hauptamtliche 
Küsterin / einen Küster) und ist verantwortlich für die folgenden Schritte des 
Energiemonitorings. Energiebeauftragte nehmen an den zweijährlichen Vernetzungstreffen 
des Kirchenkreises teil. 

3.4.2  Erfassung von Verbrauchsdaten: Die Verbrauchsdaten für Wärmeenergie, Strom und 
Wasser werden vierteljährlich in die Datenbank „Das Grüne Datenkonto“ eingetragen und 
überwacht; bei auffälligen Abweichungen wird der Gebäudeeigentümer informiert.5 Diese 
Datenerhebung dient in erster Linie der kontinuierlichen Verbesserung der energetischen 
Situation der Gebäude. Beim Tausch von Zählern sollten möglichst digitale und 

 
4Das Energiemonitoring von Kirchengemeinden ist im Detail beschrieben unter: kirchliche-
dienste.de – Energiemonitoring 
5Weitere Informationen zum Grünen Datenkonto: kirchliche-dienste.de – Das Grüne 
Datenkonto 



Klimaschutzkonzept · Kirchenkreis Lüneburg 

Seite 6 von 16 

fernauslesbare Zähler zum Einsatz kommen. Kann für vermietete oder gemietete Objekte 
keine Verbrauchserfassung durchgeführt werden, sollen mindestens die Energieverbräuche 
bzw. -bedarfe aus dem Energieausweis dokumentiert werden. Sobald ein neuer 
Energieausweis erstellt wird (z. B. nach Dämmung, Umstellung der Wärmeerzeugung oder 
Flächenveränderung), müssen die geänderten Verbrauchsdaten dokumentiert werden. 

3.4.3  Erfassung von Schwachstellen an Gebäuden: Bei Gebäudebegehungen werden 
energetische Schwachstellen am Gebäude und an den technischen Anlagen festgestellt und 
dokumentiert sowie Verbesserungsvorschläge notiert. Eine Kooperation mit dem ABK wird 
angestrebt. 

3.4.4  Festlegen von Maßnahmen zur Verbrauchsminderung und Einsparzielen: Auf 
Grundlage des Grünen Datenkontos und der Vorschläge zur Minderung des Energiebedarfs 
und der Treibhausgasemissionen beraten die Kirchengemeinden (für kirchengemeindeeigene 
Gebäude) und der Kirchenkreis (für kirchenkreiseigene Gebäude) einmal jährlich die 
Entwicklung der Energieverbräuche und mögliche Einsparmaßnahmen. Sie beschließen 
Maßnahmen zur Verminderung der Energieverbräuche und der Treibhausgasemissionen 
(Energieeinsparprogramm). Das können sowohl investive Maßnahmen sein als auch solche, 
die auf Verhaltensänderungen abzielen. 

4. Controlling und Unterstützung 

4.1  Das Kirchenamt benennt eine zuständige Ansprechpartnerin bzw. einen Ansprechpartner 
samt Vertretung für das Energiemanagement des Kirchenkreises. Diese Rolle kann auch 
Funktionsträgern bzw. Dienstleistern außerhalb des Kirchenamtes übertragen werden. 
Folgende Aufgaben sind zu erfüllen: 

I. Überprüfung des Energiemonitorings und Hinweise bei auffälligen Abweichungen 
von Verbrauchsdaten an die Gebäudeeigentümer (Kirchenamt); 

II. beratende Unterstützung der Gebäudeeigentümer bei der Eintragung von Struktur- 
und Verbrauchsdaten ins Grüne Datenkonto (Kirchenamt); 

III. Bündelung und Auswertung des Monitorings auf Ebene des Kirchenkreises 
(Kirchenamt); 

IV. Vorlage der Ergebnisse des Controllings einschließlich der gesammelten Verbrauchs- 
und Emissionsdaten eines Jahres an den Ausschuss für Klimaschutz jährlich im 
zweiten Quartal des Folgejahres (Kirchenamt); 

V. Meldung der gesammelten Verbrauchs- und Emissionsdaten sowie der Energie- und 
Treibhausgasbilanz des Vorjahres ab 2027 jährlich bis zum 30.06. an die Landeskirche 
(Stabsstelle); 

VI. Erarbeitung von Vorschlägen für Maßnahmen im Sinne der Zielerreichung vor dem 
Hintergrund der Erkenntnisse des Energiemonitorings und des Controllings 
(Stabsstelle); 

VII. Information und Beratung der zuständigen Kirchenkreisgremien (Ausschuss für 

Klimaschutz unter Mitwirkung der Stabsstelle). 

4.2  Aufgaben des Ausschusses für Klimaschutz in Zusammenarbeit mit der Stabsstelle 
Klimaschutz: 

I. Überprüfung der Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen des Kirchenkreises und 
Bericht an die Synode; 
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II. jährlicher Bericht an die Kirchenkreissynode zum Stand der Zielerreichung des 
Energiemanagementkonzepts; 

III. Organisation einer Zusammenkunft aller Energiebeauftragten mit dem Ziel der 
Vernetzung und Schulung alle zwei Jahre. 

5. Anpassung und Weiterentwicklung von Zielen und Maßnahmen 

Der Kirchenkreis entscheidet über weitergehende Anpassungen von Zielen und Maßnahmen. 
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Teil 2: Mobilität 

1. Ziele 

1.1  Ab 31.12.2040 werden bei sämtlicher dienstlicher Mobilität keine 
Treibhausgasemissionen (THG) mehr ausgestoßen. 

1.2  Gemäß dem Klimaschutzgesetz der Landeskirche Hannovers sind – gemessen am 
Basisjahr 2023 – bis zum 31.12.2035 die mobilitätsbedingten Emissionen um 80 % zu 
reduzieren. 

1.3  Die Mobilitätsdaten werden ab Einführung der Mobilitätssoftware (Ziel: 31.12.2026) 
erfasst. 

2. Bestandserfassung und Bewertung 

Die Bestandserfassung erfolgt durch eine neu einzuführende, von der Landeskirche 
konzipierte Mobilitätssoftware. Diese gilt ab Einführung für alle Berufsgruppen und 
Ehrenamtlichen. 

Die Bewertung erfolgt im Ausschuss für Klimaschutz. Darauf basierend kann eine Sammlung 
von Verbesserungsvorschlägen erstellt werden, die Grundlage für weitere Maßnahmen ist. 

3. Maßnahmen zur Zielerreichung 

Hinweis zur Fortschreibung: 6 

3.1  Für das Maßnahmenkonzept des Kirchenkreises Lüneburg ist der Ausschuss für 
Klimaschutz unter Mitwirkung der Stabsstelle Klimaschutz verantwortlich. 

3.2  Die Stabsstelle Klimaschutz wird beauftragt, die in der Mobilitätssoftware erfassten 
Daten aufzubereiten und zu dokumentieren und sie dem Ausschuss für Klimaschutz jährlich 
zur Verfügung zu stellen. 

3.3  An Standorten (z. B. Kirchenamt) mit Carsharing-Stellplätzen bzw. -Angebot (z. B. 
Cambio) sollen dienstliche Fahrten vorzugsweise über das Carsharing-Unternehmen 
erfolgen. Damit soll die Nutzung des privaten Pkw mit Zahlung einer Kilometerpauschale 
eingeschränkt werden. 

3.4  Bei Mitarbeitenden ohne Carsharing-Zugang soll geprüft werden, durch welche 
Investitionen gegebenenfalls eine Optimierung der Klimabilanz erreicht werden kann. 

3.5  Eine Ausweitung der Stellplätze für Carsharing im Kirchenkreis wird begrüßt. Der 
Kirchenkreis ist Mitglied eines Carsharing-Anbieters (Cambio). 

3.6  Die Stabsstelle Klimaschutz organisiert im zweijährigen Rhythmus eine Veranstaltung für 
alle kirchlichen Körperschaften zum Thema kirchliche Mobilität, gegebenenfalls im Rahmen 

 
6Dieses Konzept ist zukünftig im Rahmen des Handlungskonzepts VII als Teil des 
Klimaschutzmanagementkonzepts regelmäßig in jedem Planungszeitraum zu aktualisieren 
und vom Kirchenkreis zu beschließen. Die Rolle des Kirchenkreises ist die des 
Managements: Das Management bestimmt die Ziele (siehe 1.), legt die Maßnahmen zur 
Zielerreichung fest (siehe Beispiele unter 3) und definiert das Controlling (siehe 4). Alle 
Institutionen bzw. Ebenen des Kirchenkreises sind in das Konzept integriert. 
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anderer Fortbildungen. Ziel ist es, Bewusstsein zu schaffen, Ideen zu sammeln und sich 
auszutauschen, um Kirchengemeinden und Kirchenkreis Maßnahmen zur Verringerung der 
mobilitätsbezogenen Emissionen vorzuschlagen. 

3.7  Mit Beschluss dieses Konzeptes werden keine Dienstfahrzeuge mit 
Verbrennungsmotoren angeschafft, sondern nur Fahrzeuge ohne klimaschädliche 
Emissionen (technologieoffen). 

3.8  Für Dienstfahrten gilt auf Autobahnen eine Höchstgeschwindigkeit von 110 km/h. 

3.9  Das Jobticket bzw. Deutschland-Ticket sowie Zeitkarten für den öffentlichen Nahverkehr 
werden für Mitarbeitende des Kirchenkreises bezuschusst, um den öffentlichen Nahverkehr 
für Pendelfahrten zwischen Wohnort und Arbeitsstelle als Alternative zum privaten Pkw 
attraktiver zu machen. 

3.10  Das Jobfahrrad wird für Mitarbeitende des Kirchenkreises im Rahmen einer 
Gehaltsumwandlung ab 2027 angeboten. 

3.11  Es werden überdachte, beleuchtete Fahrradständer in Nähe zur Eingangstür geschaffen 
(kurze Wege bei Regen). 

3.12  Bei zukünftigen Bauvorhaben und Renovierungen soll die E-Mobilität immer 
mitgedacht werden, z. B. durch Planung von Ladesäulen – möglichst in Verbindung mit 
erneuerbaren Energien. 

3.13  Bei Veranstaltungs- und Sitzungsplanungen wird auf allen Ebenen grundsätzlich 
abgewogen, ob durch die Wahl des Veranstaltungsorts bzw. der Durchführungsart (virtuell 
oder Präsenz) Treibhausgasemissionen aus Mobilität verringert werden können. 

4. Controlling und Unterstützung 

Die Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen gemäß Kapitel 3 wird durch den Ausschuss 
für Klimaschutz überprüft (Controlling). 

5. Anpassung und Weiterentwicklung von Zielen und Maßnahmen 

Der Kirchenkreis entscheidet über Anpassungen von Zielen und Maßnahmen. Bei der 
regelmäßigen Aktualisierung des Handlungskonzeptes wird auch das 
Mobilitätsmanagementkonzept als dessen Bestandteil aktualisiert. 
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Teil 3: Land 

Managementkonzept zur nachhaltigen Bewirtschaftung von Kirchenland 

1. Ziele 

1.1 Erhöhung der Biodiversität 

Als Folge der Klimakrise befinden wir uns auch in einer Biodiversitätskrise. Die Folgen des 
Artensterbens werden nachhaltige Veränderungen für unser Leben mit sich bringen; an 
vielen Stellen bedingen sich Klimaschutz und Biodiversität gegenseitig. Unser klares Ziel ist 
eine Erhöhung der Biodiversität auf Kirchenland. 

1.2 Senkung der Treibhausgasemissionen 

Hinwendung der landwirtschaftlichen Aktivitäten zu mehr Nachhaltigkeit. 

1.3 Förderung nachhaltiger Forstwirtschaft 

Auch den Bereich Forstwirtschaft wollen wir durch mehr Nachhaltigkeit und Stärkung der 
Biodiversität fördern. Eingriffe in den Wald sollen vor diesem Hintergrund sehr sorgfältig 
abgewogen werden. 

1.4 Berücksichtigung der Nachhaltigkeitsbereiche Ökonomie, Ökologie und 
Soziales 

Nachhaltigkeit besteht aus dem Dreiklang von Ökonomie, Ökologie und Sozialem. 
Pachteinnahmen spielen eine wichtige Rolle bei der Finanzierung kirchlicher Aufgaben. Diese 
wollen wir auch weiterhin erzielen, jedoch erweitert um ökologische und soziale Aspekte. Die 
Verknüpfung der Verpachtung mit ökologischen und sozialen Belangen bleibt ein wichtiges 
Ziel und soll durch dieses Klimaschutzkonzept ein gestärktes Mandat erhalten. Neben den 
durch die Landeskirche bereits bestehenden Bewertungskriterien für die Verpachtung wollen 
wir auf Ebene des Kirchenkreises folgende Grundsätze verstärken: 

I. ökologische Landwirtschaft vor konventioneller Landwirtschaft; 

II. Existenzsicherung für kleinere landwirtschaftliche Betriebe; 

III. lokal vor überregional: dörfliche Strukturen erhalten und weite Wege für den 
Transport von Gerätschaften vermeiden; 

IV. soziales Engagement (Kirche, Sportgruppen u. ä.) berücksichtigen. 

Es wird stets Fingerspitzengefühl brauchen, Neuausschreibungen gemäß den neuen, 
nachhaltigeren Vorgaben zu bewerten und umzusetzen. Aus dem Klimaschutzkonzept 
resultiert jedoch ein starkes Mandat für diese Art der Vergabe. Bei der Abwägung sind die 
Punkte I bis IV zu berücksichtigen, unter Beachtung der „Durchführungsbestimmungen zum 
Pachtwesen“ der Landeskirche Hannovers. 

1.5 Öffentlichkeitsarbeit zur nachhaltigen Bewirtschaftung 

Die nachhaltige Bewirtschaftung soll stärker in der Öffentlichkeitsarbeit berücksichtigt 
werden, indem z. B. über gute Beispiele berichtet wird. 

1.6 Arbeitsgruppen 
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Der Ausschuss für Klimaschutz setzt eine Arbeitsgruppe „Klimaschutz auf Kirchenland“ und 
gegebenenfalls „Klimaschutz auf Friedhöfen“ ein, um Kirchenvorstände bei diesen Themen zu 
unterstützen. Nach Möglichkeit sollen folgende Personengruppen mitwirken: 

• Mitglieder aus dem Ausschuss für Klimaschutz; 

• Mitglieder von Friedhofsausschüssen; 

• mit Verpachtung befasste Mitglieder aus Kirchenvorständen; 

• regionale Naturschutzexpertinnen und -experten; 

• Personen aus der Ökolandwirtschaft; 

• Personen aus der konventionellen Landwirtschaft; 

• Sachbearbeitende für Pachtangelegenheiten; 

• Sachbearbeitende für Friedhofsangelegenheiten. 

2. Bestandserfassung 

2.1 Pachtland von Kirchenkreis und Kirchengemeinden 

• Aufstellung des Pachtlands des Kirchenkreises und der einzelnen Kirchengemeinden 
(aufgeschlüsselt nach Ackerland, Grünland, Gartenland, Wald, Moor, Ausgleichsflächen 
und sonstigen Flächen) durch das Kirchenamt; 

• Berücksichtigung von Flächen mit Nutzungsänderungen, z. B. Wiedervernässung von 
Mooren oder erneuerbare Energien. 

2.2 Friedhöfe 

Aufstellung von Friedhöfen und Friedwäldern im kirchlichen Eigentum. 

2.3 Sonstige Flächen 

Priorität wird 2.1 und 2.2 gegeben; langfristig sollen aber auch die sonstigen Flächen 
(Grundstücke vor Kirchen, Gärten usw.) Berücksichtigung finden. 

Die folgende Tabelle ist zu gegebener Zeit von den Grundstückseigentümern auszufüllen. 

Name der Kirchengemeinde: ……………………… 

Bezeichnung 
der Fläche 

Flächenart Fläche 
(m²) 

Ansprechperson ggf. 
schützenswertes 
Biotop 

Aufwertbare 
Fläche 
(Größe) 

Pflegekosten 
p. a. 

Bestand lt. 
Gebäudebedarfsplan 
(ja/nein) 

                

                

                

 

3. Maßnahmen zur Zielerreichung 

Mit den hier genannten Maßnahmen setzt der Kirchenkreis seine Ziele für eine nachhaltige 
Bewirtschaftung von Kirchenland um. Für die Umsetzung sind alle Institutionen des 
Kirchenkreises Lüneburg verantwortlich. Mit der Erarbeitung der Maßnahmen wird der 
Ausschuss für Klimaschutz in Verbindung mit der Stabsstelle Klimaschutz beauftragt. 
Grundlage ist das Klimaschutzkonzept des Kirchenkreises. 
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3.1  Vergabe von kirchlichem Pachtland an solche Pächter, von denen ein zieldienliches 
Bewirtschaften der Flächen (siehe Abschnitt 1, Ziele) zu erwarten ist. Hierzu soll auch der 
Bewerberbogen für Pachtland (Fragebogen des Landeskirchenamtes) angepasst werden. Die 
folgenden zusätzlichen Kriterien können das Bild des Pachtkandidaten abrunden und als 
Entscheidungshilfe dienen: 

• Welche Fruchtfolgen sind für den Betrieb typisch und auf dem Pachtland beabsichtigt? 

• Setzt der Betrieb Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) um? 

• Betreibt der Betrieb Vertragsnaturschutz? 

• Setzt der Betrieb Maßnahmen des Niedersächsischen Weges um? 

• Verfolgt der Betrieb eine Strategie zum Humusaufbau? 

• Wird konventionelle oder ökologische Landwirtschaft betrieben – und falls ökologisch 
und verbandlich, welcher Verband? 

• Hat der Betrieb Erfahrung mit Agroforst oder anderen innovativen 
Bewirtschaftungsmethoden, die dem Erhalt der Bodenfruchtbarkeit und der Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels dienen? 

• Gibt es überprüfbare Informationen über die Arbeitsbedingungen auf dem Betrieb? 

• Welche Pacht ist der Pächter bereit zu bezahlen? 

• Handelt es sich um eine Neueinsteigerin bzw. einen Neueinsteiger mit geeigneter 
Berufsausbildung? 

• Lässt sich der Pachtinteressent nach dem DLG-Nachhaltigkeitsstandard oder einer 
anderen anerkannten Nachhaltigkeits- bzw. Umweltnorm (z. B. EMAS) zertifizieren? 
Dies kann einen wichtigen Hinweis auf die Wirtschaftsweise geben. 

3.2  Es sollen regelmäßige, kirchenkreisweite Fortbildungen zu Klimaschutz und Biodiversität 
für folgende Personengruppen durchgeführt werden: 

a) Pächterinnen und Pächter von Kirchenland („Pächtertag“) – inklusive Neuorientierung 
der Verpachtung unter Berücksichtigung der Nachhaltigkeitskriterien; 

b) mit Friedhöfen betraute Personen bzw. Einheiten; 

c) kirchenintern – mit der Verpachtung betraute Personen. 

3.3  Auf den Homepages der Kirchengemeinden sowie in Gemeindebriefen und Newslettern 
soll die nachhaltige Bewirtschaftung kirchlicher Flächen im Sinne der benannten Ziele 
dargestellt werden. Auch in die allgemeine Öffentlichkeitsarbeit soll das Thema Eingang 
finden. 

3.4  Neuversiegelungen von Flächen in kirchlicher Nutzung sollen möglichst nur 
vorgenommen werden, wenn im gleichen Umfang entsiegelt wird. 

3.5  Entwicklung von Maßnahmen, die den entsprechenden Zielen des Niedersächsischen 
Weges7 entsprechen. 

 
7Der „Niedersächsische Weg“ ist eine Vereinbarung zwischen Landwirtschaft, Naturschutz 
und Politik. Die 15 vereinbarten Ziele verpflichten die Akteurinnen und Akteure, konkrete 
Maßnahmen für einen verbesserten Natur-, Arten- und Gewässerschutz umzusetzen. 
Unterzeichner sind die niedersächsische Landesregierung, das Landvolk Niedersachsen, die 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen sowie der NABU Niedersachsen und der BUND 
Niedersachsen. (Quelle: Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz) 
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3.6  Unterstützung von Projekten zur Biodiversität auf Friedhöfen. 

3.7  Ökologische Aufwertung von Friedhofs- und Grundstücksflächen: Bis Ende 2027 sollen 
25 % der Rasenflächen auf Friedhöfen und Grundstücken in ökologisch höherwertige Flächen 
umgewandelt werden, es sei denn, die Rasenflächen werden als solche genutzt 
(Rasengrabanlagen bzw. Veranstaltungsflächen). Bei Neupflanzungen und Neusaaten sollen 
insektenfreundliche, standortgerechte und klimaangepasste Pflanzen ausgewählt werden. 

3.8  Es wird angestrebt, das Konzept „Tiny Forest“8 („kleiner Urwald“) im Kirchenkreis zu 
etablieren, z. B. als Projekt von Kirchengemeinden oder Konfirmandinnen und Konfirmanden. 

3.9  Auf Rasenflächen vor Kirchen soll die Möglichkeit von Tiny Forests oder Anpflanzungen, 
z. B. von Obstbäumen alter Sorten, angedacht werden – gegebenenfalls als 
Umweltbildungsprojekt mit Konfirmandinnen und Konfirmanden. Zum Anschub dieser Idee 
soll ein erstes Projekt an sichtbarer Stelle zu 100 % aus den Mitteln des Klimafonds finanziert 
werden. Für weitere Projekte wird eine Förderung angedacht. 

3.10  Forstwirtschaft: Abbau von Monokulturen hin zu ökologisch wertvolleren 
Mischwäldern. 

3.11  Förderung der erneuerbaren Energieerzeugung auf Kirchenland: Als Kirchenkreis 
unterstützen wir jegliche Form der Erzeugung erneuerbarer Energien (Freiflächen-PV, Agri-
PV, Wind, Biogas u. a.), sofern auch nach Ende der Energieerzeugung die Landwirtschaft 
wieder uneingeschränkt möglich ist. Eine Beteiligung wird nach wirtschaftlicher Prüfung 
unterstützt (siehe Teil 4: Strom). 

3.12  Förderung der Renaturierung von Mooren: Durch die Art der Bewirtschaftung besteht 
die Möglichkeit, CO₂ zu binden, indem Humusaufbau und eine Alternativbewirtschaftung 
von Moorstandorten betrieben werden. In Niedersachsen resultieren erhebliche 
Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft aus der Bewirtschaftung trockengelegter Moore. 
Wir werden Treibhausgasemissionen durch einen nachhaltigen Umgang mit Kirchenland 
senken und insbesondere trockengelegte Moore auf Kirchenland identifizieren und 
renaturieren. 

Diese Liste von Maßnahmen kann und soll durch neue Schwerpunkte, Erkenntnisse oder 
Entwicklungen angepasst und ergänzt werden (siehe Kapitel 5). 

  

 
8Dabei geht es um die Begrünung standortangepasster, hochdiverser Waldökosysteme auf 
kleinen Flächen, die vor allem im urbanen Raum als Klimaanpassungsmaßnahme 
eingesetzt werden können und eine Vielzahl an Ökosystemdienstleistungen erbringen. 
Vorgeschlagen wird eine Fläche von 100 m². (Quelle: Umweltbundesamt) 
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4. Controlling 

Das Maßnahmencontrolling und die Überprüfung der Zielerreichung sind Aufgabe der 
Stabsstelle Klimaschutz und des Ausschusses für Klimaschutz. Der Ausschuss berichtet dem 
Kirchenkreisvorstand (Management) und der Kirchenkreissynode. 

5. Anpassung und Weiterentwicklung von Zielen und Maßnahmen 

Der Kirchenkreis entscheidet über Anpassungen von Zielen und Maßnahmen. Bei der 
regelmäßigen Aktualisierung des Handlungskonzeptes VII/ FAG Grundstandard VII9 wird 
auch dieses Konzept als dessen Bestandteil aktualisiert. 

  

 
9 Konzeptentwurf zum FAG Grundstandard VII - Gebäudemanagement und Klimaschutz -
Planungszeitraum 2023 – 2028, aktualisiert 16.01.2022 kann jederzeit bei den Stabstellen 
Gebäudemanagement oder Klimaschutz im Kirchenamt angefordert werden. 
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Teil 4: Strom 

Managementkonzept zur Produktion von regional erzeugtem Strom 

1. Ziele 

1.1  Alle kirchlichen Gebäude, die laut Gebäudebedarfsplan langfristig zum kirchlichen 
Bestand gehören, müssen vom Kirchenamt bzw. der Stabsstelle auf ihre Eignung zur 
Erzeugung von Solarenergie (Solarwärme oder Solarstrom mittels Photovoltaik) überprüft 
werden. Das Ergebnis ist im Gebäudebedarfsplan zu dokumentieren. 

1.2  Bei allen künftigen Neubauten und Dachsanierungen muss bei gegebener Eignung die 
Nutzung von Solarenergie (thermisch oder Photovoltaik) geprüft werden, es sei denn, 
anderes Recht steht dem entgegen. 

1.3  Investitionen in die Produktion von Strom aus erneuerbaren Quellen dürfen die 
Energieeinsparung und Treibhausgasemissionsreduktion in Gebäuden nicht behindern. Bei 
fehlender Liquidität für beide Maßnahmen haben wirtschaftliche Energieeinsparmaßnahmen 
und die Treibhausgasemissionsreduktion Priorität. 

1.4  Der Strombezug erfolgt ausschließlich aus regenerativer Erzeugung (selbst erzeugt oder 
mit entsprechender Zertifizierung eingekauft). 

1.5  Die Erzeugung von regionalem Strom wird auch mittels Windenergie verfolgt (siehe Teil 
3: Nachhaltige Bewirtschaftung von Kirchenland). 

2. Bestandserfassung 

Die Erfassung bestehender Anlagen zur regionalen Stromerzeugung soll bis zum 31.12.2026 
abgeschlossen sein und im „Grünen Datenkonto“ erfolgen. Dabei sollen folgende 
Informationen (z. B. als Datenblatt) gesammelt werden; für Neuanlagen gilt das gleiche 
Muster. Sogenannte Balkon-PV-Anlagen sind hiervon ausgenommen. 

a) Ort; 

b) Betreiber/Eigentümer; 

c) MaStR-Nr. der Einheit (MaStR = Marktstammdatenregister); 

d) Inbetriebnahmedatum; 

e) installierte Bruttoleistung (kWp); 

f) Investitionskosten; 

g) für die jährliche Ablesung und Überwachung verantwortliche Person bzw. Fremdfirma; 

h) Dachanlage oder Freiflächenanlage. 

Ferner sollen pro Kalenderjahr folgende Betriebsdaten erfasst werden: 

a) produzierte Leistung (kWh); 

b) selbst genutzte Strommenge (kWh); 

c) Ersparnis durch Substitution des Stromkaufs; 

d) eingespeiste Strommenge (kWh); 

e) Vergütung der eingespeisten Strommenge (€); 

f) jährliche Betriebskosten der Anlage (€); 
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g) Jahresergebnis der Anlage (€; Ansatz der substituierten kWh nach aktuellem 
Einkaufspreis). 

 

 

3. Maßnahmen zur Zielerreichung 

3.1  Mit der Erarbeitung eines Umsetzungskonzepts wird bei Bedarf die Stabsstelle 
Klimaschutz in Verbindung mit dem Ausschuss für Klimaschutz beauftragt. Grundlage des 
Managementkonzepts zur Produktion von regional erzeugtem Strom ist das 
Klimaschutzgesetz der Landeskirche. 

3.2  Die Stabsstelle Klimaschutz ist Ansprechpartner für regional erzeugten Strom. 

3.3  Der Ausschuss für Klimaschutz bewertet jährlich den Stand der Nutzung der 
Solarenergie im Kirchenkreis. 

3.4  Die Stabsstelle Klimaschutz unterstützt die Kirchengemeinden bei der Planung und 
Realisierung von PV-Maßnahmen im Kirchenkreis und zieht gegebenenfalls eine fachkundige 
Person aus dem Bereich PV-Anlagen hinzu. 

3.5  Die Stabsstelle Klimaschutz lädt alle zwei Jahre die Gebäudeeigentümer zu einer 
Informationsveranstaltung zum Thema Photovoltaik ein und informiert über die Inhalte 
dieses Konzepts. Dies kann im Rahmen der bestehenden Fortbildungstage der Kirche 
erfolgen. 

3.6  Die Anschaffung von Balkon-PV-Anlagen im Rahmen der gesetzlichen Maximalgröße 
(Stand 1.1.2026: bis 2000 Wp installierte Leistung, Wechselrichter max. 800 W) wird 
ausdrücklich unterstützt. Ein Sammeleinkauf sowie ein Investitionszuschuss werden geprüft. 

3.7  Ein Bündeleinkauf von regenerativ erzeugtem Strom wird vom Kirchenamt organisiert; 
Anbieter und Preise werden evaluiert. 

4. Controlling und Unterstützung 

Die Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen nach Kapitel 3 wird durch die Stabsstelle 
Klimaschutz abgefragt und dem Ausschuss für Klimaschutz jährlich gemeldet. Hierzu ist die 
Zuarbeit von Kirchengemeinden und Abteilungen im Kirchenamt erforderlich. Balkon-PV-
Anlagen sind vom Controlling ausgenommen. 

5. Anpassung und Weiterentwicklung von Zielen und Maßnahmen 

Dieses Konzept ist zukünftig im Rahmen des Handlungskonzepts VII als Teil des 
Klimaschutzmanagementkonzepts regelmäßig in jedem Planungszeitraum zu aktualisieren 
und vom Kirchenkreis zu beschließen (siehe auch die Erläuterung zur Managementrolle des 
Kirchenkreises10). Das Management findet auf allen Ebenen des Kirchenkreises und in allen 
kirchlichen Körperschaften statt. 

 
 
 


